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Gegenantrag zu Tagesordnungspunkt 7: Beschlussfassung über die Billigung des 

Vergütungssystems des Vorstands 

Der Aktionär Damian Behra stellt folgenden Gegenantrag: 

Die Hauptversammlung beschließt, das vom Aufsichtsrat beschlossene und unter Ziffer II. der 

Einberufung zur ordentlichen Hauptversammlung am 19. Mai 2026 abgedruckte 

Vergütungssystem des Vorstands der SMT Scharf AG nicht zu billigen und fordert den 

Aufsichtsrat auf, spätestens zur nächsten Hauptversammlung ein überarbeitetes 

Vergütungssystem vorzulegen. 

Begründung: 

Das vorgelegte Vergütungssystem genügt in der derzeitigen Situation der Gesellschaft und 

vor dem Hintergrund der ausweislich des Konzernfinanzberichts bestehenden 

Unregelmäßigkeiten, die auch Gegenstand von Tagesordnungspunkt 8 sind, nicht den 

Anforderungen an eine auf nachhaltige und langfristige Unternehmensentwicklung 

ausgerichtete Vorstandsvergütung gemäß §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG. 

Nach dem System können kurzfristige und langfristige variable Vergütungsbestandteile auch 

dann ausgelöst werden, wenn erhebliche Pflichtverletzungen von Vorstandsmitgliedern im 

Raum stehen. Dies betrifft insbesondere Pflichtverletzungen im Zusammenhang mit der 

Leitung und Überwachung der SMT-Gruppe, der Konzernorganisation, der internen Kontrolle, 

Compliance, Risikosteuerung und der Informationsversorgung des Aufsichtsrats. Gerade in 

einer solchen Lage darf ein Vergütungssystem aber keine positiven Anreize für rein finanzielle, 

kursbezogene oder finanzierungsbezogene Kennzahlen setzen, ohne zugleich zwingende 

Negativvoraussetzungen bei Pflicht- oder Compliance-Verstößen vorzusehen. 

Die in Abschnitt 5 des Vergütungssystems vorgesehenen Malus- und Clawback-Regelungen 

sind unzureichend. Sie stehen lediglich im Ermessen des Aufsichtsrats („kann“), erfassen 

Rückforderungen nur für einen Zeitraum von zwei Jahren nach Auszahlung und enthalten 

keine zwingende Auszahlungssperre, solange erhebliche Pflichtverletzungen, 

Organisationsmängel oder Konzernleitungsdefizite untersucht werden. Damit fehlt ein 

belastbarer Mechanismus, der verhindert, dass Vorstandsmitglieder trotz pflichtwidriger 

Geschäftsleitung, unzureichender Konzernsteuerung oder erheblicher Compliance-Defizite 

variable Vergütung behalten oder erhalten. 

Das System sollte zwingend vorsehen, dass variable Vergütung entfällt oder zurückzufordern 

ist, wenn ein Vorstandsmitglied erheblich gegen § 93 AktG, insbesondere gegen Compliance-

Pflichten, gegen Pflichten zur ordnungsgemäßen Konzernleitung und Konzernüberwachung 

oder gegen kapitalmarktrechtliche Pflichten verstößt. Entsprechendes muss gelten, wenn 

finanzielle oder operative Zielerreichung auf pflichtwidrigem Verhalten, unzureichender 



 

  Seite 2 / 2 
  DocID: A 15090303.2 

Kontrolle oder nicht nachhaltiger Risikoverlagerung beruht. Bei substantiellen Anhaltspunkten 

für solche Pflichtverletzungen muss die Auszahlung variabler Vergütung bis zur 

abschließenden Aufklärung ausgesetzt werden; in schwerwiegenden Fällen darf dem 

Aufsichtsrat insoweit kein freies Ermessen verbleiben. 

Auch die Leistungskriterien für STI und LTI sind zu weit und zu wenig risikoadjustiert. Das 

System erlaubt insbesondere die Honorierung von Umsatz, Ergebnis, Aktienkursentwicklung, 

Price-to-Book-Ratio und Finanzierungsmaßnahmen, ohne sicherzustellen, dass diese Ziele 

rechtmäßig, nachhaltig, compliance-konform und ohne Schädigung der Gesellschaft oder ihrer 

Tochtergesellschaften erreicht werden. Finanzierungsmaßnahmen dürfen nicht 

vergütungsrelevant positiv berücksichtigt werden, wenn sie erforderlich werden, weil zuvor 

Organpflichten verletzt oder Konzernleitungs-, Überwachungs- oder Finanzierungspflichten 

unzureichend wahrgenommen wurden. Krisenbewältigung darf nicht prämiert werden, soweit 

die Krise durch pflichtwidriges oder unzureichend kontrolliertes Vorstandshandeln 

mitverursacht wurde. 

Der vorgesehene Rückforderungszeitraum von zwei Jahren ist insbesondere bei 

Konzernleitungs-, Compliance-, Bilanzierungs- und kapitalmarktrechtlichen 

Pflichtverletzungen unangemessen kurz. Solche Pflichtverletzungen werden regelmäßig erst 

mit erheblichem zeitlichem Abstand erkennbar. Ein wirksames Vergütungssystem muss daher 

längere Rückforderungszeiträume vorsehen und an die tatsächliche Aufklärung des 

Sachverhalts anknüpfen. 

Die Billigung des vorgelegten Systems würde in der gegenwärtigen Lage ein falsches Signal 

setzen. Sie würde den Eindruck erwecken, die Hauptversammlung akzeptiere ein 

Vergütungssystem, das pflichtwidriges oder unzureichend kontrolliertes Management nicht 

hinreichend sanktioniert. Die Hauptversammlung sollte das System daher ablehnen und den 

Aufsichtsrat auffordern, spätestens zur nächsten Hauptversammlung ein überarbeitetes 

Vergütungssystem vorzulegen, das zwingende Malus-, Clawback- und Auszahlungssperren 

bei erheblichen Pflichtverletzungen sowie klare, überprüfbare und risikoadjustierte 

Leistungskriterien enthält. 

*** 


